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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

20.06.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2015/08/0153 

Rechtssatz 

Im Hinblick auf die ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs zu den §§ 24 Abs. 2, 25 Abs. 1 AlVG 
(vgl. VwGH 16.11.2011, 2008/08/0102; 23.5.2012, 2011/08/0008) ist darauf hinzuweisen, dass der Widerruf der 
Leistung jenen Betrag zu umfassen hat, der sich aus der Differenz zwischen der Summe der ursprünglich 
zuerkannten und an die Partei gezahlten Geldleistung einerseits und der Summe der entsprechend berichtigten 
Leistung andererseits für den Zeitraum, für den der Widerruf ausgesprochen wurde, ergibt. Ob und in welchem 
Ausmaß der Rückforderungsanspruch - gegebenenfalls durch teilweisen Einbehalt von Leistungen - tatsächlich 
bereits berichtigt und dadurch verringert wurde, ist indessen eine Frage der Abrechnung, die in den Spruch 
aufgenommen werden kann, aber nicht aufgenommen werden muss. Anderes würde gelten, wenn ein 
Abrechnungsbescheid über die nach Aufrechnungen, Einbehalten bzw. Zahlungen zu einem bestimmten 
Zeitpunkt tatsächlich noch aushaftende Summe ausdrücklich verlangt wird. 
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